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In der Diskussion um den
Ausstieg aus der Atomenergie in
Deutschland wird heftig über die
Laufzeit der bestehenden Reaktoren
gestritten. Während die Kernkraft-
unternehmen auf Laufzeiten von 40
Volllastjahren beharren, versuchen
die Kritiker der Atomenergie auf
politischer Ebene vertreten durch die
Regierungspartei Bündnis90/Die
Grünen die Laufzeiten der Atom-
meiler auf maximal 25 bis 30
Kalenderjahre zu begrenzen. Um-
stritten ist also nicht nur die Jahres-
zahl, sondern auch die Bezugsbasis
für die Laufzeiten von Atomkraft-
werken. Wählt man als Bezugsbasis
eine bestimmte Anzahl von Kal-
enderjahren, dann muss das Kraft-
werk abgeschaltet werden, wenn seit
seiner Inbetriebnahme gerade die
vereinbarte Anzahl von Kalender-
jahren vergangen ist. Die Obergrenze
der Nutzungsdauer entspricht damit
der expliziten Vorgabe der Laufzeit
in Kalenderjahren. Im Gegensatz
dazu berücksichtigt eine Regelung
auf Basis von Volllastjahren nur die
Zeiten, in denen die Anlagen auch
tatsächlich betrieben wird. Still-
standszeiten wegen Brennstoff-
wechsel, Inspektionen oder Entsorg-
ungsproblemen für abgebrannte
Brennstäbe werden nicht auf die
Laufzeit angerechnet. Geht man zum
Beispiel von einer durchschnittlichen
Auslastung der Kraftwerke von
87,5 %, d.h. einer effektiven Be-
triebsdauer von 10,5 Monaten pro
Jahr aus, dann muss ein Kraftwerk
auf der Basis von 40 Volllastjahren
erst nach 46 Kalenderjahren abge-
schaltet werden.

Den Kraftwerksbetreibern, die auf
die Volllastjahre-Regelung pochen,
geht es nicht nur um eine im Durch-
schnitt höhere effektive Nutzungs-
dauer und damit eine potentiell
höhere Wirtschaftlichkeit ihrer An-
lagen. Eine Regelung auf Basis von
Volllastjahren gewährleistet aus ihrer
Sicht Planungssicherheit gegenüber
der Politik, die durch Prüfungen oder
Genehmigungsverfahren die effekt-
ive Nutzungsdauer bei einer Regel-
ung auf Kalenderjahrbasis erheblich
verkürzen könnte. Wird ein Kraft-
werk zeitweise stillgelegt, z.B.
wegen nicht genehmigter Nuklear-
transporte, dann verschiebt sich der

endgültige Abschalttermin bei einer
Regelung nach Volllastjahren ent-
sprechend nach hinten. Aus Sicht der
Ausstiegsbefürworter stellt dies
gerade den Nachteil dieser Regelung
dar; zudem könnte das Abschalten
einzelner Reaktoren bzw. das Ende
der Kernenergienutzung in Deutsch-
land nicht definitiv auf ein
Kalenderjahr festgelegt werden. Bei
der Wahl der Bezugsbasis von
Laufzeiten geht es mit dem
Zeithorizont für die Kraftwerks-
nutzung von Kernenergie um die
Höhe der Kosten eines Ausstiegs,
welche die Grundlage für Entschäd-
igungsforderungen sein könnten. Im
folgenden Beitrag wird abgeschätzt,
welche direkten betriebswirtschaft-
lichen Kosten für die unterschied-
lichen Laufzeitregelungen entstehen
und wie sich diese Kosten auf die
verschiedenen Betreibergesellschaft-
en verteilen.

 Die Ausgangssituation:
Alters- und Nutzungsstruktur
der deutschen Atomreaktoren

In Tabelle 1 sind die bisher „ver-
brauchten“ Kalender- bzw. Volllast-
jahre für die deutschen Kernkraft-

werke dargestellt. Die Differenz
zwischen den „verbrauchten“ Kal-
enderjahren und den Volllastjahren
beträgt bis zu 9 Jahre (Brunsbüttel).
Die durchschnittliche Arbeitsverfüg-
barkeit – gemessen als Verhältnis der
„verbrauchten“ Volllastjahre zu den
„verbrauchten“ Kalenderjahre – liegt
bei den Kernkraftwerken Brunsbüttel
(u.a. 2 Jahre Stillstand wegen Störf-
all), Biblis A und B am niedrigsten.
Diese Kraftwerke wurden in der
Vergangenheit im Schnitt weniger als
6500 Volllaststunden pro Jahr
eingesetzt. Am oberen Ende der
Arbeitsverfügbarkeit liegen die
Kraftwerke Grohnde, Emsland und
Neckarwestheim 2, die durchschnitt-
lich mehr als 7800 Volllaststunden
pro Jahr im Einsatz waren.

Unter der Annahme, dass die
Ausfallzeiten die effektive Nutzungs-
dauer nicht verkürzen, führen lange
Stillstandszeiten in der Vergangen-
heit dazu, dass sich der endgültige
Abschalttermin um die nicht genutzt-
en Stillstandszeiten deutlich in die
Zukunft verschiebt. Geht man davon
aus, dass in Zukunft alle Kernkraft-
werke mit der gleichen Arbeitsver-
fügbarkeit betrieben werden, profit-
ieren Kraftwerke mit einer niedrigen

"verbrauchte" 
Kalenderjahre

"verbrauchte" 
Volllastjahre

durchschnitliche 
Arbeitsverfügbarkeit

(A) (B) (B:A)
Obrigheim 30 24 80%
Stade 27 23 84%
Biblis A 24 17 71%
Neckarwestheim 1 23 18 80%
Biblis B 22 16 74%
Brunsbüttel 22 13 57%
Unterweser 20 16 80%
Isar 1 20 16 78%
Philippsburg 1 19 14 75%
Grafenrheinfeld 17 14 85%
Gundremmingen B 15 13 87%
Krümmel 15 12 83%
Grohnde 14 13 91%
Philippsburg 2 14 12 89%
Gundremmingen C 14 12 86%
Brokdorf 13 11 87%
Emsland 11 10 93%
Isar 2 11 10 89%
Neckarwestheim 2 10 9 93%
Durchschnitt 17 14 82%

Tabelle 1: Verbrauchte Kalenderjahre und Volllastjahre
(in Anlehnung an das Deutsche Atomforum 1999)
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Auslastung in der Vergangenheit
besonders stark von einer Laufzei-
tregelung auf Basis von Voll-
lastjahren, während Kraftwerke mit
hoher historischer Auslastung (wie
beispielsweise Emsland und Neckar-
westheim 2) nur wenige Jahre später
abgeschaltet werden würden als bei
einer Regelung nach Kalenderjahren.

Die Kosten eines vorzeitigen
Ausstiegs für alternative
Laufzeitregelungen

Die Kosten eines vorzeitigen Aus-
stiegs werden gegenüber einem Refe-
renzszenario aus Sicht der Kraft-
werksbetreiber gemessen. Letztere
unterstellen, dass die vorhandenen
Kernkraftwerke grundsätzlich 40
Volllastjahre genutzt werden können
(vgl. Majewski 1999).1 Unter An-
rechnung der Vergangenheitsdaten
aus Tabelle 1 ergibt sich für das
einzelne Kraftwerk die verbleibende
Laufzeit in Kalenderjahren wie folgt:
Die bisher verbrauchten Volllastjahre
werden von 40 Volllastjahren abge-
zogen, wodurch man die ver-
bleibende Laufzeit in Volllastjahren
erhält; letztere wird dann durch den
hier unterstellten Auslastungsfaktor
von 87,5% dividiert, um die restliche
Laufzeit in Kalenderjahren zu be-
kommen.2 Im Referenzszenario geht
dann der letzte Atommeiler (Neckar-
westheim 2) im Jahr 2034 vom Netz.

Bei der Berechnung der betriebs-
wirtschaftlichen Kosten eines vor-
zeitigen Ausstiegs werden zwei
Varianten für die Festlegung von
Laufzeiten unterschieden:

� In der Variante „Voll-
lastjahre“ wird unterstellt,
dass die Entscheidung über
einen Ausstieg aus der Kern-
energie auf Basis der
Volllastjahre getroffen wird.

                                                        
1 Eine Nutzungsdauer von 40 Volllastjahren

wird von Kritikern der Atomenergie als zu
hoch angesehen. Die Wahl von 40 Voll-
lastjahren als Referenz impliziert, dass die
im folgenden abgeschätzten Kosten eines
vorzeitigen Ausstiegs ceteris paribus eher
eine obere Grenze darstellen.

2 Es wird also unterstellt, dass alle
bestehenden Kernkraftwerke in der Zu-kunft
mit der gleichen durchschnittlichen
Arbeitsverfügbarkeit von 87,5% betrieben
werden.

Die bisherige bzw. zukünftig
unterstellte Auslastung der
Kernkraftwerke wird für die
Berechnung der effektiven
Laufzeit in Kalenderjahren
entsprechend berücksichtigt
(gemäß obigem Rechen-
schema).

� In der Variante „Kalender-
jahre“ wird angenommen,
dass sich die Entscheidungs-
träger bei der Vorgabe von
Laufzeiten ausschließlich an
Kalenderjahren orientieren.

Zur Berechnung der Kosten wird
ein betriebswirtschaftliches Plan-
ungsmodell, das auf dem Verfahren
der dynamischen Investitions-
rechnung basiert, eingesetzt. Hierbei
werden die mit einer Investition bzw.
einer Kombination von Investitionen
verbundenen Einnahmen und Aus-
gaben auf ein Basisjahr abgezinst.
Als Ergebnis erhält man den
Kapitalwert der entsprechenden In-
vestition bzw. Investitionskette.

Durch den Vergleich unterschied-
licher Investitionsalternativen lässt
sich beurteilen, welche Investitions-
alternative die vorteilhafteste ist bzw.
welche zusätzlichen Kosten bei Wahl
einer Alternative gegenüber einer
anderen entstehen (vgl. VDEW 1993,
Stelzer 1992). Mit dieser Methodik
lässt sich problemgerecht der Zus-
ammenhang zwischen staatlich
administriertem Ausstiegszeitpunkt
der Kernenergienutzung und den
damit verbundenen einzelwirtschaft-
lichen Kosten gegenüber einer
Referenzentwicklung ohne vorzeitig-
en Ausstieg quantifizieren. Die
Rahmenannahmen zur energie-
wirtschaftlichen Entwicklung sind in

Böhringer, Hoffmann und Vögele
(1999) definiert.3

In Abbildung 1 werden die Kosten
eines Ausstiegs in Abhängigkeit von
der Begrenzung der Kraftwerks-
laufzeiten sowohl auf Basis von
Volllastjahren als auch Kalender-
jahren dargestellt. Definitionsgemäß
entstehen bei einer Nutzungsdauer
von 40 Volllastjahren (Referenzfall)
keine Zusatzkosten (s. linke Teil-
grafik). Äquivalent hierzu ist eine
Regelung auf Basis der Kalender-
jahre (s. rechte Teilgrafik), die unter
Berücksichtigung von Stillstands-
zeiten bis zu 53 Kalenderjahre
Nutzung erlaubt (Brunsbüttel).

Für beide Varianten fallen die
Kosten gegenüber der Referenz umso
höher aus, je stärker die Nutzungs-
dauer eingeschränkt wird, da dann
wirtschaftliche Kapazitäten in zu-
nehmendem Maße nicht mehr
genutzt werden können. Offen-
sichtlich ist auch, dass bei der Vor-
gabe von Laufzeitjahren die Variante
„Volllastjahre“ für die Betreiber-
gesellschaften günstiger ist als die
Variante „Kalenderjahre“. Bei
ersterer stehen ihnen nämlich über
die Anrechnung von Stillstandszeiten
effektiv längere Laufzeiten zur Ver-
fügung. So fallen bei einer Be-
grenzung der Nutzungsdauer auf 30
Kalenderjahre Ausstiegskosten in
Höhe von knapp 29 Mrd. DM an; das
                                                        
3 In ihrer Studie „Zu den Kosten eines Kern-

energieausstiegs in Deutschland“ unter-
stellen Böhringer, Hoffmann und Vögele
(1999) für das Referenzszenario eine
Laufzeit der Atommeiler von 40
Kalenderjahren. Hierdurch erklären sich –
ceteris paribus – die geringeren Opport-
unitätskosten eines vorzeitigen Kern-
energieausstiegs gegenüber der hier
getroffenen Annahme von 40 Voll-
lastjahren. Abbiletriebswirtschaftliche
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Abbildung 1: Betriebswirtschaftliche Kosten einer
Verkürzung der Nutzungsdauer (abgezinst auf 2000)
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letzte Kernkraftwerk (Neckarwest-
heim 2) wird hierbei im Jahr 2019
abgeschaltet. Begrenzt man die
Nutzungsdauer auf 30 Volllastjahre,
so gehen die letzten Kernkraftwerke
(Isar 2 und Neckarwestheim 2) 4
Jahre später aus dem Netz. Da in der
Variante „Volllastjahre“ alle Kraft-
werke länger betrieben werden
können, verringern sich die Kosten
eines Ausstieges im konkreten Fall
auf ca.15 Mrd. DM und damit auf
knapp die Hälfte der Kosten der
Kalenderjahrregelung. Die Kosten-
einsparung ist aber mit einer effektiv
längeren Nutzung von Kernenergie
um 4 Kalenderjahre verbunden.

Im ausgewählten Beispiel könnte
ein Ausstieg bis zum Jahre 2019
neben der Begrenzung der
Nutzungsdauer auf 30 Kalenderjahre
auch durch eine einheitliche Be-
grenzung der Nutzungsdauer auf 26
Volllastjahre erreicht werden. Auf
den ersten Blick überrascht zunächst,
dass mit dieser vom Ausstiegs-
zeitpunkt her äquivalenten Lösung
Kosten in Höhe von ca. 4 Mrd.DM
gegenüber der Variante „Kalender-
jahre“ eingespart werden können.

Die Kostenreduktion ist darauf
zurückzuführen, dass eine Vorgabe
von 26 Volllastjahren, die mit dem
Ausstiegszeitpunkt 2019 einher geht,
für das einzelne Kraftwerk je nach
historischer Auslastung Laufzeiten
von über 30 Kalenderjahren er-
möglicht. So wird beispielsweise das
Kernkraftwerk Brunsbüttel bei einer
Laufzeitregelung mit 30 Kalender-
jahren im Jahr 2007 abgeschaltet,
während es bei Deckelung durch 26
Volllastjahren erst 2014 vom Netz
genommen werden muss. Aufgrund
der relativ geringen Auslastung
einiger Kraftwerke in der Ver-
gangenheit bleiben die Kraftwerke
bei Begrenzung auf 26 Volllastjahren
anstelle von 30 Kalenderjahren im
Durchschnitt 31,5 Jahre im Netz, was
den kostensenkenden Kapazitätsaus-
nutzungeffekt erklärt.

Belastung der Eigentümer
durch alternative Laufzeit-
regelungen

Im folgenden werden die
Auswirkungen auf die verschieden-
en Eigentümer der Kernkraftwerke

für unterschiedliche Laufzeitregel-
ungen untersucht. Die Betrachtung
beschränkt sich aus Gründen der
Anschaulichkeit auf das zuvor
ausgewählte Beispiel eines Ausstiegs
bei Vorgabe von 30 Kalenderjahren
gegenüber einer Vorgabe von 30
Volllastjahren. Wie aus Tabelle 2
ersichtlich variieren die Zusatzkosten
eines vorzeitigen Ausstiegs in
Abhängigkeit von der Laufzeit-
regelung stark von Kraftwerk zu
Kraftwerk. Um die unternehmens-
spezifische Belastung zu ermitteln,
benötigt man eine Übersicht der
Eigentumsverhältnisse an den Kraft-
werken wie sie in Abbildung 2
dargestellt ist.

Die 19 deutschen Kernkraftwerke
befinden sich fast ausschließlich in
den Händen der Hamburger Electrici-
tätswerke AG (HEW), Energie
Baden-Württemberg AG (EnBW),
Isar-Amperwerke AG, Bayernwerke
AG, Neckarwerke Stutttgart AG
(NWS), PreussenElectra AG, RWE
Energie AG sowie der Vereinigte
Elektrizitätswerke Westfalen AG
(VEW).

Tabelle 3 gibt einen Überblick

Abschalt-
zeitpunkt * Kosten Abschalt-

zeitpunkt * Kosten

Obrigheim 2000 0.9 2006 0.5 +6 -0.4 (-44%) 2001 0.9 +1 0 (0%)
Stade 2002 1.5 2007 0.8 +5 -0.7 (-47%) 2003 1.4 +1 -0.1 (-7%)
Biblis A 2005 2.7 2013 1.0 +8 -1.7 (-63%) 2009 1.7 +4 -1 (-37%)
Neckarwestheim 1 2006 1.5 2012 0.7 +6 -0.8 (-53%) 2008 1.2 +2 -0.3 (-20%)
Biblis B 2007 2.5 2015 1.1 +8 -1.4 (-56%) 2010 1.8 +3 -0.7 (-28%)
Brunsbüttel 2007 1.5 2018 0.4 +11 -1.1 (-73%) 2014 0.7 +7 -0.8 (-53%)
Unterweser 2009 2.1 2015 1.1 +6 -1 (-48%) 2010 1.7 +1 -0.4 (-19%)
Isar 1 2009 1.3 2015 0.7 +6 -0.6 (-46%) 2011 1.1 +2 -0.2 (-15%)
Philippsburg 1 2010 1.3 2017 0.6 +7 -0.7 (-54%) 2012 0.9 +2 -0.4 (-31%)
Grafenrheinfeld 2012 1.7 2017 1.0 +5 -0.7 (-41%) 2013 1.5 +1 -0.2 (-12%)
Gundremmingen B 2014 1.4 2019 0.9 +5 -0.5 (-36%) 2014 1.4 +0 0 (0%)
Krümmel 2014 1.5 2019 0.8 +5 -0.7 (-47%) 2015 1.3 +1 -0.2 (-13%)
Grohnde 2015 1.4 2019 0.9 +4 -0.5 (-36%) 2015 1.4 +0 0 (0%)
Philippsburg 2 2015 1.4 2020 0.9 +5 -0.5 (-36%) 2015 1.4 +0 0 (0%)
Gundremmingen C 2015 1.3 2020 0.8 +5 -0.5 (-38%) 2015 1.3 +0 0 (0%)
Brokdorf 2016 1.3 2021 0.8 +5 -0.5 (-38%) 2016 1.3 +0 0 (0%)
Emsland 2018 1.1 2022 0.7 +4 -0.4 (-36%) 2018 1.1 +0 0 (0%)
Isar 2 2018 1.2 2023 0.7 +5 -0.5 (-42%) 2018 1.2 +0 0 (0%)
Neckarwestheim 2 2019 1.1 2023 0.7 +4 -0.4 (-36%) 2019 1.1 +0 0 (0%)
Summe 28.8 15.1 -13.7 (-48%) 24.5 -4.3 (-15%)

* Auf volle Kalenderjahre gerundet

Mehrkosten 
gegenüber 
Referenz-
szenario 
Mrd. DM

Differenz gegenüber 30 
Kalenderjahre

Mehrkosten 
gegenüber 
Referenz-
szenario 
Mrd. DM

Tabelle 2: Vergleich verschiedener Ausstiegsvarianten (Kosten abgezinst auf 2000)

Abschalt-
zeitpunkt *

Abschalt-
zeitpunkt *

Szenario "30 Volllastjahre": Ausstiegsjahr: 2023 Szenario "26 Volllastjahre": Ausstiegsjahr: 2019
Szenario "30 

Kalenderjahre": 
Ausstiegsjahr: 2019

Mehrkosten 
gegenüber 
Referenz-
szenario 
Mrd. DM

Differenz gegenüber 30 
KalenderjahreAbschalt-

zeitpunkt
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über die unternehmensspezifische
Belastung für die Ausstiegsvarianten
„30 Kalenderjahre“,„30 Volllast-
jahre“ und „26 Vollastjahre“. Als
Ergänzung ist noch die Variante „26

Volllastjahre “aufgeführt, die effektiv
zum gleichen Ausstiegszeitpunkt
(2019) führt wie die Variante „30
Kalenderjahre“. Analog zur Ent-
wicklung der Gesamtkosten ver-
ringert sich die Belastung infolge
eines vorzeitigen Ausstiegs auch auf
Unternehmensebene beim Übergang
von der Variante „30 Kalenderjahre“
zur Variante „30 Volllastjahre“.

Mit Abstand am stärksten belastet
in Absolutbeträgen werden die RWE
Energie AG und die PreussenElektra,
was durch die Beteiligung an
mehreren Kraftwerken mit hohen
Ausstiegskosten begründet ist. Aller-
dings erscheinen die in Absolut-
beträgen ausgewiesenen Kosten-
belastungen wenig aussagekräftig,

wenn es um die potentiellen
Wettbewerbsverzerrungen unter den
Stromerzeugern durch einen vor-
zeitigen Kernenergieausstieg geht. So
kann sich ein hoher Absolutbetrag als

Belastungsmaß schnell relativieren,
wenn man ihn an der Unternehmens-
größe (z.B. gemessen in Strom-
umsatzerlösen) mißt. Daher wird in
Tabelle 3 als unternehmensspezi-
fisches Belastungsmaß die potentielle
Strompreiserhöhung für die Unter-
nehmen angegeben, wenn sie ihre
Mehrkosten gleichmäßig über 20
Jahre auf den gesamten Stromabsatz
überwälzen. Auch wenn eine voll-
ständige Überwälzung in Zeiten
harten Wettbewerbs wenig realistisch
erscheint, so ist diese Größe doch ein
guter Indikator für potentielle
Wettbewerbsverzerrungen infolge
alternativer Regelungen zum Atom-
ausstieg. Es zeigt sich, dass insbe-
sondere die HEW und die NWS  von

der Variante „30 Kalenderjahre“
belastet werden würden. Bei der
Variante „30 Volllastjahre“ reduziert
sich die Spannbreite der Belastungen
erheblich – das Verzerrungsproblem
wird entschärft. Die Unternehmen
profitieren dabei in unterschied-
lichem Maße von der Volllastjahr-
regelung, was die veränderte Reihen-
folge in der Belastung gegenüber der
Variante „30 Kalenderjahre“ erklärt.

Zusammenfassung

Ein offener Streitpunkt in den
Verhandlungen zum geregelten
Ausstieg aus der Atomenergie sind
Länge und Bezugsbasis der Lauf-
zeiten für die Reaktoren. Beide
Größen bestimmen die effektive
Nutzungsdauer von Kraftwerken und
damit den Zeitraum bis zum Ab-
schalten des letzten Kraftwerks. Die
Atomkritiker – auf politischer Ebene
vor allem durch die Regierungspartei
Die Grünen/Bündnis 90 vertreten –
fordern Laufzeiten von maximal 25 –
30 Kalenderjahren. Atombefür-
worter, insbesondere die Eigentümer-
gesellschaften von Kernkraftwerken,
beharren dagegen auf einer Laufzeit
von 40 Volllastjahren, bei deren
Berechnung nur die tatsächliche Be-
triebsdauer von Reaktoren eingeht.
Im Beitrag wurde dargelegt, wie sich
ein vorzeitiger Ausstieg auf die Höhe
und Verteilung der dadurch entstehen
den betriebswirtschaftlichen Kosten
für die Kraftwerkseigentümer aus-
wirkt. Die Kosten eines vorzeitigen
Ausstiegs wurden dabei gegenüber
einem Referenzszenario gemessen,
für das als wirtschaftliche Nutzungs-
dauer der Kraftwerke 40 Voll-
lastjahre unterstellt sind. Bei nominal
gleicher Jahreszahl für die Lauf- zeit
ermöglicht die Variante „Volllast-
jahre“ den Betreibergesellschaften,
ihre Anlagen länger zu nutzen als bei
der Variante „Kalenderjahre“. Da-
durch würden sich die betriebs-
wirtschaftlichen Kosten des Aus-
stiegs und damit die potentiellen
Entschädigungsforderungen erheb-
lich verringern; aus Sicht der Be-
fürworter eines schnellen Ausstiegs
hat die Variante „Volllastjahre“ aber
den Nachteil, dass sich das
Abschalten der Kraftwerke weiter in

Kernkraftwerk Brunsbüttel GmbH 

Kernkraftwerk Krümmel GmbH 

PreussenElektra Kernkraft

 Kernkraftwerk Lippe-Ems GmbH

Gemeinschaftskernkraftwerk 
Grohnde GmbH              

RWE Energie AG

Kernkraftwerk Gundremmingen
GmbH 

Bayernwerk AG

Kernkraftwerk Obrigheim GmbH

Energie Baden-Württemberg 
Kraftwerke AG

Gemeinschaftskernkraft-
werk Neckar GmbH

Kernkraftwerk Isar GmbH

Hamburgische Electrizitätswerke 
AG (Anteile: KKB 66,7%, 

KKK 50 %, KKS 33,3%, KBR 20%)

Brunsbüttel (KKB)

Krümmel (KKK)

PreussenElektra AG
(Anteile: KKB 33,3%, KKK 50 %, KKS 

66,7%, KBR: 80 %, KKU 100%, 
KWG 50%, KKE 12,5%)

Stade (KKS)

Brokdorf (KBR)

Unterweser (KKU)

Emsland (KKE)

Vereinigte Elektrizitätswerke 
Westfalen AG

(Anteile: KKE: 75%)

Grohnde (KWG)

Gemeinschaftskraftwerk Weser 
GmbH 

(Anteile: KWG 50%)

RWE Energie AG               
(Anteile: KKE: 12,5%,Biblis A bzw . B 100%, 

KRB-B bzw . KRB-C C 75%)

Biblis A, B

Bayernwerk AG
(Anteile: KRB B bzw . C: 25%,

KKI-1: 50%, KKI-2: 40%, KKG: 100% )

Gundremmingen 
B/C (KRB-B/ KRB-C)

Grafenrheinfeld 
(KKG)

Obrigheim (KWO)

Philippsburg
 1 / 2 (KKP 1/KKP 2)

Neckarwestheim 1/ 2 
(GKN I bzw. II)Neckarwerke Stuttgart AG

(Anteile: KWO: 24 %,  GKN I  bzw . II: 70%) 

Deutsche Bundesbahn AG
(Anteile GKN II: 18%) 

Rest (Anteile: GKN II: 3%) 

Energie Baden-Württemberg AG 
(Anteile: KWO: 63%, KKP 1 bzw . 2: 100%, 

GKN I bzw . II: 9%) 

Andere (Anteile: KWO 13%)

Isar 1/2 
(KKI-1/KKI-2)

Isar-Amperwerke AG 
(Anteile: KKI-1 50%, KKI-2  25%)

Andere (Anteile: KKI-2 35 %)

Eigentümer Kraftwerk Betreiber

Abbildung 2: Eigentümer und Betreiber der Kernkraftwerke in Deutschland (Siemens
AG 1999, Pfaffenberg 1999)
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die Zukunft verschiebt. Allerdings
bringt die Variante „Volllastjahre“
auch dann Kostenvorteile, wenn sie
so gewählt wird, dass der gleiche
Ausstiegszeitpunkt wie in der
Variante „Kalenderjahre“ erreicht
wird. Dies liegt daran, dass trotz der
entsprechenden Verkürzung der
Laufzeiten bei der Variante „Voll-
lastjahre “einige Kraftwerke wegen

ihrer geringen historischen Aus-
lastung länger am Netz bleiben dür-
fen als dies bei der Variante
„Kalenderjahre “erlaubt wäre, was zu
einem kostensenkenden Kapazitäts-
ausnutzungeffekt führt. Neben der
Höhe der Gesamtkosten beeinflussen
die Länge und Bezugsbasis für die
Laufzeiten auch entscheidend die
Verteilung der Kosten auf die

Eigentümergesellschaften. Letztere
werden von alternativen Regelungen
ganz unterschiedlich in ihrer Wettbe-
werbsfähigkeit betroffen. Dies impli-
ziert, dass die Eigentümergesell-
schaften bei den Ausstiegsverhand-
lungen nicht unbedingt als homogene
Einheit aufzufassen sind. Für den
Gesetzgeber stellt sich in diesem
Zusammenhang nicht nur die
Aufgabe, eine möglichst entschädig-
ungsfreie Regelung zu finden,
sondern auch eine Lösung zu wählen,
die weitgehend wettbewerbsneutral
zwischen den konkurrierenden
Eigentümergesellschaften wirkt.
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Absolut 
Mrd. DM

Belastung 
Pf/kWh*

Absolut 
Mrd. DM

Belastung 
Pf/kWh*

Absolut 
Mrd. DM

Belastung 
Pf/kWh*

Bayernwerk AG 3.5 0.5 2.0 0.3 3.2 0.4
Energie Baden-
Württemberg AG 3.6 0.7 2.0 0.4 3.2 0.6

Hamburger 
Electricitätswerke AG

2.5 1.4 1.1 0.6 1.9 1.1

Isar-Amperwerke AG 1.0 0.9 0.5 0.5 0.8 0.8
Neckarwerke Stuttgart AG 1.7 1.2 0.9 0.7 1.5 1.1
PreussenElektra AG 6.3 0.6 3.4 0.3 5.5 0.5
RWE Energie AG 7.4 0.6 3.5 0.3 5.7 0.4
Vereinigte 
Elektrizitätswerke 
Westfalen AG

0.8 0.3 0.5 0.2 0.8 0.3

Gemeinschaftskraftwerk 
Weser GmbH

0.7 0.9 0.4 0.6 0.7 0.9

Andere 1.3 0.3 0.7 0.2 1.2 0.3
Summe 28.8 0.6 15.1 0.3 24.5 0.5

Tabelle 3: Belastung der einzelnen EVU bei einer Verkürzung der 
Nutzungsdauer der einzelnen Kernkraftwerke (abgezinst auf 2000)

* Belastung bei einer Überwälzung der zusätzlichen Kosten auf den gesamten Stromabsatz des 
Unternehmens

Szenario "30 
Kalenderjahre"

Szenario "30 
Volllastjahre"

Szenario "26 
Volllastjahre" 
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